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des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/5120 — 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Heimgesetzes 

A. Problem 

Das seit 1974 geltende Heimgesetz bedarf nach Auffassung der 
Bundesregierung der Anpassung an den heutigen Erkenntnis-
stand, vor allem hinsichtlich der Verbesserung der rechtlichen 
Stellung der Heimbewohner. Ferner sind Klarstellungen und Ver-
einfachungen sowie die Beseitigung von Mängeln der Rechts-
materie geboten. 

B. Lösung 

Vorschriften, die sich nach Auffassung der Bundesregierung als 
unklar, schwer durchführbar, überflüssig oder fachlich verbesse

-

rungsfähig erwiesen haben, sollen geändert werden. Zur besseren 
Verwirklichung des Gesetzesziels sind Ergänzungen nötig, insbe-
sondere Regelungen über Form und Kernbestandteile des Heim-
vertrages und über die Beste llung eines Heimfürsprechers dort, wo 
die Bildung eines Heimbeirats nicht möglich ist. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Verstärkung der Selbstbestimmung und Interessenvertretung der 
Heimbewohner durch Ausbau der Rechte des gewählten Heimbei-
rats. Einsetzung eines Heimfürsprechers soll ein Ausnahmefall 
sein. Schaffung einer unabhängigen Heimaufsicht mit Befugnis 
zur unangemeldeten Prüfung. Beseitigung des Pflegenotstands 
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durch Ermächtigung zum Erlaß einer Mindestpersonalverordnung 
für Heime. 

D. Kosten 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind bei der Durchführung 
des Gesetzes keine Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
sowie auf Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau zu erwar-
ten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Entwurf nach Drucksache 11/5120 wird in der aus der anlie-
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung angenom-
men. 

IL Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit 
mit den Ländern auf eine verbesserte Praxis bei der Über-
wachung der Heime hinzuwirken. Hierbei ist insbesondere dar-
auf zu achten, daß die Überwachung der Heime in zeitlich 
angemessenen Abständen, auch ohne vorherige Anmeldung, 
von der zuständigen Behörde durchgeführt wird. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, alsbald den Ent-
wurf einer Rechtsverordnung über die Einführung einer Min-
destpersonal-Regelung vorzulegen. Ebenfalls wird die Bundes-
regierung aufgefordert, im Rahmen der Rechtsverordnung zu 
§ 8 Regelungen zur Aufzeichnungspflicht bei freiheitsentzie-
henden oder freiheitsbeschränkenden Maßnahmen gegenüber 
Heimbewohnern aufzunehmen. 

Bonn, den 7. März 1990 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Frau Wilms-Kegel 

Vorsitzende 

Jaunich 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Heimgesetzes 
— Drucksache 11/5120 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Heimgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Heimgesetzes 

Das Heimgesetz vom 7. August 1974 (BGBl. I 
S. 1873) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift „Gesetz über Altenheime, Alten-
wohnheime und Pflegeheime für Volljährige 
(Heimgesetz - HeimG) " wird durch die  Über-
schrift „Heimgesetz (HeimG)" ersetzt. 

2. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Heime, die alte Men-
schen sowie pflegebedürftige oder behinderte 
Volljährige nicht nur vorübergehend aufnehmen. 
Heime im Sinne des Satzes 1 sind Einrichtungen, 
die zum Zwecke der Unterbringung der in Satz 1 
genannten Personen entgeltlich betrieben wer-
den und in ihrem Bestand von Wechsel und Zahl 
ihrer Bewohner unabhängig sind. Die Unterbrin-
gung im Sinne des Satzes 2 umfaßt neben der 
Überlassung der Unterkunft die Gewährung oder 
Vorhaltung von Verpflegung und Betreuung. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Tageseinrichtun-
gen und Krankenhäuser im Sinne des § 2 Nr. 1 des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes. In Einrich-
tungen zur Rehabilitation gilt dieses Gesetz für 
die Teile, die die Voraussetzungen des Absatzes 1 
erfüllen. " 

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Zweck des Gesetzes ist es, 

1. die Interessen und Bedürfnisse der Heimbe-
wohner und der Bewerber für die Aufnahme in 
ein Heim (Bewerber) vor Beeinträchtigungen 
zu schützen, insbesondere die Selbständigkeit 
und Selbstverantwortung der Bewohner im 
Heim zu wahren, 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Heimgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Heimgesetzes 

Das Heimgesetz vom 7. August 1974 (BGBl. I 
S. 1873) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Zweck des Gesetzes ist es, 

1. die Interessen und Bedürfnisse der Heimbe-
wohner und der Bewerber für die Aufnahme in 
ein Heim vor Beeinträchtigungen zu schützen, 
insbesondere die Selbständigkeit und Selbst-
verantwortung der Bewohner im Heim zu wah-
ren, 
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Entwurf 

2. die Beratung in Heimangelegenheiten zu för-
dern. " 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „legt der Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit ... fest" wer-
den ersetzt durch die Worte „kann der Bundes-
minister für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit ... festlegen". 

b) In Nummer 2 werden die Worte „sowie für die 
Zahl der Beschäftigten" gestrichen. 

5. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 

Heimvertrag 

(1) Zwischen dem Träger und dem Bewerber ist 
ein Heimvertrag abzuschließen. Dem Bewohner 
ist eine Ausfertigung des Vertrages auszuhändi-
gen. 

(2) In dem Heimvertrag sind die in § 1 Abs. 1 
Satz 3 genannten Leistungen des Trägers im ein-
zelnen zu beschreiben und das dafür insgesamt zu 
entrichtende Entgelt, das nach Unterkunft, Ver-
pflegung und Betreuung aufzugliedern ist, anzu-
geben. 

(3) Das Entgelt darf nicht in einem Mißverhält-
nis zu den Leistungen des Trägers stehen. 

(4) Der Träger hat vor Abschluß des Heimver-
trags den Bewerber schriftlich über den Vertrags-
inhalt, insbesondere über die Leistungen und die 
Ausstattung der Einrichtung sowie die Rechte und 
Pflichten der Bewohner, zu informieren." 

6. Nach § 4 werden die folgenden neuen §§ 4 a bis 
4 d eingefügt: 

„§ 4 a 

 Anpassungspflicht des Trägers 

Der Träger hat seine Leistungen, soweit ihm 
dies möglich ist, einem verbesserten oder ver-
schlechterten Gesundheitszustand des Bewoh-
ners anzupassen und die hierzu erforderlichen 
Änderungen des Heimvertrags anzubieten. 

§ 4b 

Vertragsdauer 

(1) Der Heimvertrag wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen, soweit nicht im Einzelfall eine nur 
vorübergehende Aufnahme des Bewohners beab-
sichtigt ist. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

2. die Beratung in Heimangelegenheiten zu för-
dern. " 

4. unverändert 

5. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 4 

Heimvertrag 

(1) Zwischen dem Träger und dem künftigen 
Bewohner ist ein Heimvertrag abzuschließen. 

(2) Der Inhalt des Heimvertrages ist dem Be-
wohner unter Beifügung einer Ausfertigung des 
Vertrags schriftlich zu bestätigen. Insbesondere 
sind die in § 1 Abs. 1 Satz 3 genannten Leistungen 
des Trägers im einzelnen zu beschreiben und das 
dafür insgesamt zu entrichtende Entgelt anzuge-
ben. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

6. Nach § 4 werden die folgenden neuen §§ 4 a bis 
4 d eingefügt: 

„§4a 

Anpassungspflicht des Trägers 

Der Träger hat seine Leistungen, soweit ihm 
dies möglich ist, einem verbesserten oder ver-
schlechterten Gesundheitszustand des Bewoh-
ners anzupassen und die hierzu erforderlichen 
Änderungen des Heimvertrags anzubieten. Im 
Heimvertrag kann vereinbart werden, daß der 
Träger das Entgelt durch einseitige Erklärung in 
angemessenem Umfang entsprechend den ange-
paßten Leistungen zu senken verpflichtet ist und 
erhöhen darf. 

§ 4b 

Vertragsdauer 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Der Bewohner kann den Heimvertrag späte-
stens am dritten Werktag eines Kalendermonats 
für den Ablauf des nächsten Monats schriftlich 
kündigen. Er kann aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 
wenn ihm die Fortsetzung des Heimvertrags bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zuzumuten 
ist. 

(3) Der Träger eines Heims kann den Heimver-
trag nur aus wichtigem Grund kündigen. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 

1. der Betrieb des Heims eingestellt, wesentlich 
eingeschränkt oder in seiner Art  verändert 
wird und die Fortsetzung des Heimvertrags für 
den Träger eine Härte bedeuten würde, 

2. der Gesundheitszustand des Bewohners sich so 
verändert hat, daß 

a) seine sachgerechte Be treuung in dem Heim 
nicht mehr möglich ist oder 

b) seine sachgerechte Betreuung eine Ände-
rung der vertraglichen Leistungen erfor-
dert, eine Einigung hierüber jedoch nicht 
erzielt werden kann, 

3. der Bewohner seine vertraglichen Pflichten 
schuldhaft so gröblich verletzt, daß dem Träger 
die Fortsetzung des Vertrags nicht mehr zuge-
mutet werden kann oder 

4. der Bewohner 

a) für zwei aufeinanderfolgende Termine mit 
der Entrichtung des Entgelts oder eines 
Teils des Entgelts, der das Entgelt für einen 
Monat übersteigt, im Verzug ist oder 

b) in einem Zeitraum, der sich über mehr als 
zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung 
des Entgelts in Höhe eines Be trages in Ver-
zug gekommen ist, der das Entgelt für zwei 
Monate erreicht. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 4 ist die 
Kündigung ausgeschlossen, wenn der Träger vor-
her befriedigt wird. Sie wird unwirksam, wenn bis 
zum Ablauf eines Monats nach Eintritt der Rechts-
hängigkeit des Räumungsanspruchs hinsichtlich 
des fälligen Entgelts der Träger bef riedigt wird 
oder eine öffentliche Stelle sich zur Bef riedigung 
verpflichtet. 

(5) Die Kündigung durch den Träger eines 
Heims bedarf der schriftlichen Form; sie ist zu 
begründen. 

(6) In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 Buch-
stabe a, Nr. 3 und 4 kann der Träger den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In den üb-
rigen Fällen des Absatzes 3 ist die Kündigung spä-
testens am dritten Werktag eines Kalendermonats 
für den Ablauf des nächsten Monats zulässig. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Der Träger eines Heims kann den Heimver-
trag nur aus wichtigem Grund kündigen. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 

1. unverändert 

2. der Gesundheitszustand des Bewohners sich so 
verändert hat, daß seine sachgerechte Betreu-
ung in dem Heim nicht mehr möglich ist, 

3. unverändert 

4. unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 bis 4 kann 
der Träger den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In den übrigen Fä llen des Absat-
zes 3 ist die Kündigung spätestens am dritten 
Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf 
des nächsten Monats zulässig. 
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Entwurf 

(7) Hat der Träger nach Absatz 3 Nr. 1 gekün-
digt, so hat er dem Bewohner eine angemessene 
anderweitige Unterbringung zu zumutbaren Be-
dingungen nachzuweisen. In den Fällen des Ab-
satzes 3 Nr. 1 hat der Träger eines Heims die 
Kosten des Umzugs in angemessenem Umfang zu 
tragen. 

(8) Stirbt der Bewohner, so endet das Vertrags-
verhältnis mit dem Eintritt des Todes. Vereinba-
rungen über eine Fortgeltung des Vertrags sind 
zulässig, soweit ein Zeitraum bis zum Ende des 
Monats, der auf den Sterbemonat folgt, nicht 
überschritten wird. In diesen Fällen ermäßigt sich 
das nach § 4 Abs. 2 vereinbarte Entgelt uni den 
Wert der von dem Träger ersparten Aufwendun-
gen. 

§4c 

Erhöhung des Entgelts 

(1) Eine Erhöhung des nach § 4 Abs. 2 verein-
barten Entgelts ist nur zulässig, wenn sich seine 
bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat 
und das erhöhte Entgelt angemessen ist. Ange-
messen sind Entgelte, die in der Gemeinde oder in 
vergleichbaren Gemeinden für Heimplätze ver-
gleichbarer A rt , Größe, Ausstattung, Beschaffen-
heit und Lage üblicherweise gezahlt werden. 

(2) Die Erhöhung des Entgelts bedarf der Zu-
stimmung des Bewohners. In dem Heimvertrag 
kann vereinbart werden, daß der Träger eines 
Heims berechtigt ist, das Entgelt durch einseitige 
Erklärung zu erhöhen. 

(3) Der Träger eines Heims hat dem Bewohner 
gegenüber die Erhöhung des Entgelts spätestens 
vier Wochen vor dem Zeitpunkt, an dem sie wirk-
sam werden soll, schriftlich geltend zu machen 
und zu begründen. Hierbei kann er auf die Höhe 
der Kosten Bezug nehmen, die der Träger der 
Sozialhilfe für vergleichbare Leistungen in dem 
Heim übernommen hat. In diesem Fall  kann sich 
der Träger eines Heims die Bezifferung des er-
höhten Entgelts bis zur Erklärung der Kosten-
übernahme durch den Sozialhilfeträger vorbehal-
ten. 

(4) Eine Kündigung des Heimvertrags zum 
Zwecke der Erhöhung des Entgelts ist ausge-
schlossen. 

§ 4d 

Abweichende Vereinbarungen 

Vereinbarungen, die zum Nachteil des Bewoh-
ners von den §§ 4 bis 4 c abweichen, sind unwirk-
sam." 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(7) Hat der Träger nach Absatz 3 Nr. 1 und 2 
gekündigt, so hat er dem Bewohner eine ange-
messene anderweitige Unterbringung zu zumut-
baren Bedingungen nachzuweisen. In den Fä llen 
des Absatzes 3 Nr. 1 hat der Träger eines Heims 
die Kosten des Umzugs in angemessenem Um-
fang zu tragen. 

(8) unverändert 

§ 4c 

Erhöhung des Entgelts 

(1) Eine Erhöhung des nach § 4 Abs. 2 verein-
barten Entgelts ist nur zulässig, wenn sich seine 
bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat 
und das erhöhte Entgelt angemessen ist. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§4d 

unverändert 
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Entwurf 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Mitwirkung ist auf die Verwaltung sowie 
die Geschäfts- und Wirtschaftsführung des 
Heims zu erstrecken, wenn Leistungen im 
Sinne des § 14 Abs. 2 Nr. 3 erbracht worden 
sind." 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Für die Zeit, in der ein Heimbeirat nicht 
gebildet werden kann, werden seine Aufgaben 
durch einen Heimfürsprecher wahrgenom-
men. Der Heimfürsprecher wird von der zu zu-
ständigen Behörde bestellt. Seine Tätigkeit ist 
unentgeltlich und ehrenamtlich. Die zustän-
dige Behörde kann von der Beste llung eines 
Heimfürsprechers absehen, wenn die Mitwir-
kung der Bewohner auf andere Weise gewähr-
leistet ist. " 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, er wird 
wie folgt gefaßt: 

(3) Der Bundesminister für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften über die Wahl des Heimbeirates 
und die Bestellung des Heimfürsprechers so-
wie über Art, Umfang und Form ihrer Mitwir-
kung erlassen." 

8. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird „§ 14 Abs. 3" durch 
„ § 14 Abs. 2 Nr. 3" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort  „Zuver-
lässigkeit" der Halbsatz „ , insbesondere 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zum 
Betrieb des Heims," eingefügt. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. die Betreuung der Bewohner, auch so-
weit sie pflegebedürftig sind, in dem 
Heim selbst oder in angemessener an-
derer Weise nicht gewährleistet ist, 
insbesondere die Zahl der Beschäftig-
ten und ihre persönliche und fachliche 
Eignung für die von ihnen ausgeübte 
Tätigkeit nicht ausreichen,".  

cc) In Nummer 5 Buchstabe b wird „§ 14 
Abs. 4" durch „§ 14 Abs. 7" ersetzt. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Für die Zeit, in der ein Heimbeirat nicht 
gebildet werden kann, werden seine Aufgaben 
durch einen Heimfürsprecher wahrgenom

-

men. Seine Tätigkeit ist unentgelt lich und 
ehrenamtlich. Der Heimfürsprecher wird im 
Benehmen mit dem Heimleiter von der zustän-
digen Behörde beste llt. Die Bewohner des 
Heims oder deren gesetzliche Vertreter kön-
nen der zuständigen Behörde Vorschläge zur 
Auswahl des Heimfürsprechers unterbreiten. 
Die zuständige Behörde kann von der Bestel-
lung  eines Heimfürsprechers absehen, wenn 
die Mitwirkung der Bewohner auf andere 
Weise gewährleistet ist."  

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, er wird 
wie folgt gefaßt: 

(3) Der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit legt durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften über die Wahl des Heimbeirates 
und die Beste llung des Heimfürsprechers so-
wie über Art, Umfang und Form ihrer Mitwir-
kung fest. " 

8. unverändert 
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Entwurf 

9. § 7 Abs. 1, 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wer den Betrieb eines Heims aufnimmt, hat 
dies gleichzei tig der zuständigen Stelle anzuzei-
gen. In der Anzeige sind Name und Anschrift des 
Trägers sowie Art , Standort und Zahl der Heim-
plätze sowie die berufliche Ausbildung und der 
berufliche Werdegang des Leiters anzugeben. 
Der Anzeige ist je ein Exemplar der Musterver-
träge, der Satzung des Trägers und der Heimord-
nung beizufügen. 

(2) Ferner sind die Änderung der A rt  des Heims 
und der Zahl der Heimplätze, das Ausscheiden 
und die Neueinstellung des Leiters sowie der ver-
tretungsbrechtigten Personen des Trägers und die 
Verlegung des Heims anzuzeigen." 

10. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 8 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht 

(1) Der Träger eines Heims hat nach den Grund-
sätzen einer ordnungsmäßigen Buchführung Auf-
zeichnungen über den Betrieb des Heims zu ma-
chen, aus denen insbesondere ersichtlich sind 

1. die Geschäftsvorfälle und die Vermögenslage 
des Heims, 

2. die Zahl und die Art  der vorhandenen und der 
belegten Heimplätze, 

3. die Beschäftigten, deren regelmäßige Arbeits-
zeit und die von ihnen in dem Heim ausgeübte 
Tätigkeit. 

(2) Der Träger eines Heims hat Aufzeichnungen 
nach Absatz 1 sowie sonstige Unterlagen und Be-
lege über den Bet rieb eines Heims zur Einsicht-
nahme durch die zuständige Behörde aufzube-
wahren. 

(3) Der Bundesminister für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates A rt 

 und Umfang der in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Pflichten näher bestimmen. 

(4) Weitergehende Pflichten des Trägers eines 
Heims nach anderen Vorschriften oder auf Grund 
von Vereinbarungen bleiben unberührt." 

11. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Auskunft und Nachschau" 
wird durch „Überwachung" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird vor dem bisherigen Satz 1 ein-
gefügt: 

„Die Heime werden durch wiederkehrende 
Prüfungen der zuständigen Behörden über-
wacht. " 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

9. unverändert 

10. § 8 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 8 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht 

(1) Der Träger eines Heims hat nach den Grund-
sätzen einer ordnungsmäßigen Buchführung Auf-
zeichnungen über den Betrieb des Heims zu ma-
chen, aus denen insbesondere ersichtlich sind 

1. die Geschäftsvorfälle und die Vermögenslage 
des Heims, 

2. die Zahl und die Art  der vorhandenen und der 
belegten Heimplätze, 

3. Name, Vorname, Geburtstag, Anschrift und 
Ausbildung der Beschäftigten, deren regelmä-
ßige Arbeitszeit, die von ihnen in dem Heim 
ausgeübte Tätigkeit und die Dauer des Be-
schäftigungsverhältnisses. 

(2) Der Träger eines Heims hat Aufzeichnungen 
nach Absatz 1 sowie sonstige Unterlagen und Be-
lege über den Betrieb eines Heims zur Einsicht-
nahme durch die zuständige Behörde fünf Jahre 
aufzubewahren. 

(3) Der Bundesminister für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit legt durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Art  und 
Umfang der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Pflichten und das einzuhaltende Verfahren näher 
fest. 

(4) Weitergehende Pflichten des Trägers eines 
Heims nach anderen Vorschriften oder auf Grund 
von Pflegesatzvereinbarungen bleiben unbe-
rührt. " 

11. unverändert 
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Entwurf 

12. § 10 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 wird gestrichen. Der bisherige Absatz 1 
wird einziger Absatz. 

13. § 11 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte „Ein-
richtungen der in § 1 genannten Art" durch die 
Worte „Heime im Sinne des § 1" ersetzt. 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Vermögensvorteile" wird 
durch „Leistungen an Träger und Beschäf-
tigte " ersetzt. 

b) Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgen-
den Absätze 1 bis 6 ersetzt: 

„(1) Dem Träger eines Heims ist es unter-
sagt, sich von oder zugunsten von Bewohnern 
Geld- und geldwerte Leistungen über das nach 
§ 4 vereinbarte Entgelt hinaus versprechen 
oder gewähren zu lassen. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 

1. andere als die in § 4 aufgeführten Leistun-
gen des Trägers abgegolten werden, 

2. geringwerte Aufmerksamkeiten verspro-
chen oder gewährt werden, 

3. Leistungen im Hinblick auf die Überlassung 
eines Heimplatzes zum Bau, zum Erwerb, 
zur Instandsetzung, zur Ausstattung oder 
zum Betrieb des Heims versprochen oder 
gewährt werden, 

4. Sicherheiten für die Erfüllung der Verpflich-
tungen aus dem Heimvertrag geleistet wer-
den und diese Leistungen das Doppelte des 
auf einen Monat entfallenden Entgelts nicht 
übersteigen. 

(3) Leistungen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3 
sind zurückzugewähren, soweit sie nicht mit 
dem Entgelt verrechnet worden sind. Sie sind 
vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an mit minde-
stens vier vom Hundert für das Jahr zu verzin-
sen, soweit der Vorteil der Kapitalnutzung bei 
der Bemessung des Entgelts nicht berücksich-
tigt worden ist. Die Sätze 1 und 2 gelten auch 
für Leistungen, die von oder zugunsten von 
Bewerbern  erbracht worden sind. 

(4) Ist nach Absatz 2 Nr. 4 als Sicherheit eine 
Geldsumme bereitzustellen, so ist der Bewoh-
ner zu drei gleichen monatlichen Teilleistun-
gen berechtigt; die erste Teilleistung ist zu Be-
ginn des Vertragsverhältnisses fällig. Der Trä-
ger hat die Geldsumme von seinem Vermögen 
getrennt bei einer öffentlichen Sparkasse oder 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

12. § 10 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 wird gestrichen. Der bisherige Absatz 1 
wird einziger Absatz; in diesem Absatz ist folgen-
der Satz anzufügen: 

„Ist eine Beteiligung an einer Überwachungs-
maßnahme nicht möglich, so sind sie unverzüg-
lich von dem Ergebnis zu unterrichten." 

13. unverändert 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgen-
den Absätze 1 bis 6 ersetzt: 

„ (1) Dem Träger eines Heims ist es unter-
sagt, sich von oder zugunsten von Bewohnern 
Geld- oder geldwerte Leistungen über das 
nach § 4 vereinbarte Entgelt hinaus verspre-
chen oder gewähren zu lassen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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einer Bank zu dem für Spareinlagen mit ge-
setzlicher Kündigungsfrist üblichen Zinssatz 
anzulegen. Die Zinsen stehen dem Bewohner 
zu. Sie erhöhen die Sicherheit. 

(5) Dem Leiter, den Beschäftigten oder son-
stigen Mitarbeitern des Heims ist es untersagt, 
sich von oder zugunsten von Bewohnern ne-
ben der vom Träger erbrachten Vergütung 
Geld- oder geldwerte Leistungen für die Erfül-
lung der Pflichten aus dem Heimvertrag ver-
sprechen oder gewähren zu lassen. 

(6) Die zuständige Behörde kann in Einzel-
fällen Ausnahmen von den Verboten der Ab-
sätze 1 bis 5 zulassen, soweit der Schutz der 
Bewohner die Aufrechterhaltung der Verbote 
nicht erfordert und die Leistungen noch nicht 
versprochen oder gewährt worden sind." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7 und wie 
folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird „Bundesminister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit" durch 
„Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit" ersetzt; die 
Worte „Absatz 3" werden durch „Absatz 2 
Nr. 3" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird „Absatzes 3" durch „Absat-
zes 2 Nr. 3" ersetzt. 

15. § 15 Abs. 3 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. gegen § 14 Abs. 1, 3 oder 4 oder eine nach 
§ 14 Abs. 7 erlassene Rechtsverordnung ver-
stößt. " 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte „im 
Sinne des § 1" gestrichen. 

b) Absatz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. entgegen § 14 Abs. 1 sich Geld- oder geld-
werte Leistungen versprechen oder ge-
währen läßt oder einer nach § 14 Abs. 7 
erlassenen Rechtsverordnung zuwider-
handelt, soweit diese für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. " 

c) In Absatz 2 Nr. 1 wird „ § 5 oder § 8" durch „ § 5 
Abs. 2 oder § 8 Abs. 3" ersetzt. 

d) In Absatz 2 Nr. 3 wird „§ 9 Abs. 1" durch „§ 9 
Abs. 1 Satz 2" ersetzt. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(5) Dem Leiter, den Beschäftigten oder son-
stigen Mitarbeitern des Heims ist es untersagt, 
sich von oder zugunsten von Bewohnern ne-
ben der vom Träger erbrachten Vergütung 
Geld- oder geldwerte Leistungen für die Erfül-
lung der Pflichten aus dem Heimvertrag ver-
sprechen oder gewähren zu lassen. Dies gilt 
nicht, soweit es sich um geringwertige Auf-
merksamkeiten handelt. 

(6) unverändert 

c) unverändert 

15. unverändert 

16. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 



Drucksache 11/6622 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Entwurf 

e) Absatz 2 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. entgegen § 14 Abs. 5 sich Geld- oder geld-
werte Leistungen versprechen oder ge-
währen läßt." 

17. § 23 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „eine Einrichtung 
der in § 1 genannten Art" durch die Worte „ein 
Heim im Sinne des § 1" ersetzt. 

18. In § 3 Nr. 2, in § 5 Abs. 1 Satz 1, in § 6 Abs. 1, 
Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 1, in § 7 Abs. 3, in § 9 Abs. 1 
und Abs. 2, in § 11 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, Abs. 2 
und Abs. 3, in § 12, in § 13, in § 15 Abs. 1 und 
Abs. 3, in § 16 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, in § 17 
Abs. 1 Nr. 1 und 2, in § 19, in § 20 sowie in § 23 
Abs. 2 werden jeweils die Worte „die Einrich-
tung", „der Einrichtung", „Einrichtungen", „Ein-
richtung", „einer Einrichtung", „eine Einrich-
tung", „eine erlaubnispflichtige Einrichtung" und 
„erlaubnisbedürftige Einrichtung" durch die 
Worte „das Heim", „des Heims", „Heime", 
„Heim", „eines Heims", „einem Heim", „ein 
Heim", „Heimen", „ein erlaubnispflichtiges 
Heim" und „erlaubnisbedürftiges Heim" ersetzt. 

Artikel 2 

Neubekanntmachung des Gesetzes 

Der Bundesminister für Jugend, Fami lie, Frauen 
und Gesundheit kann den Wortlaut des Heimgesetzes 
in der vom ... an geltenden Fassung im Bundesge-
setzblatt bekanntmachen. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Anwendung auf bestehende Heimverhältnisse 

(1) Heimverhältnisse auf Grund von Verträgen, die 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes geschlossen wor-
den sind, richten sich von diesem Zeitpunkt an nach 
dem neuen Recht. 

(2) § 14 Abs. 3 Satz 2 ist nicht auf Leistungen auf 
Grund von Verträgen anzuwenden, die vor dem In-
krafttreten des Gesetzes abgeschlossen worden 
sind. 

(3) § 14 Abs. 4 ist in bezug auf die Verzinsung nicht 
auf Heimverhältnisse anzuwenden, die vor dem In-
krafttreten des Gesetzes vereinbart worden sind, 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

e) Absatz 2 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. entgegen § 14 Abs. 5 Satz 1 sich Geld-
oder geldwerte Leistungen versprechen 
oder gewähren läßt." 

17. unverändert 

18. unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 
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wenn der Ausschluß der Verzinsung ausdrücklich 
vereinbart worden ist. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden vierten Kalendermonats in 
Kraft. 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden vierten Kalendermonats in 
Kraft. 

Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b tritt am 1. April 1991 in 
Kraft. 








